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1. Teil 1. Teil 

Allgemeines Allgemeines 

Anwendungsbereich Anwendungsbereich 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die polizeiliche Kooperation zwischen 
den Sicherheitsbehörden und Sicherheitsbehörden der anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union sowie die erforderlichen Konkretisierungen für die 
Kooperation mit  

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die polizeiliche Kooperation zwischen 
den Sicherheitsbehörden und Sicherheitsbehörden der anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union sowie die erforderlichen Konkretisierungen für die 
Kooperation mit  

der Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 1. der Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
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Strafverfolgung (Europol) aufgrund der Verordnung (EU) 2016/794 über die 
Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung (Europol) und zur Ersetzung und Aufhebung der Beschlüsse 
2009/371/JI, 2009/934/JI, 2009/935/JI, 2009/936/JI und 2009/968/JI, ABl. 
Nr. L 135 vom 24.05.2016 S. 53, (im Folgenden Europol-VO) 

der Strafverfolgung (Europol) aufgrund der Verordnung (EU) 2016/794 über die 
Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung (Europol) und zur Ersetzung und Aufhebung der Beschlüsse 
2009/371/JI, 2009/934/JI, 2009/935/JI, 2009/936/JI und 2009/968/JI, ABl. 
Nr. L 135 vom 24.05.2016 S. 53, (im Folgenden Europol-VO) und 

 2. der Europäischen Agentur für die Grenz- und Küstenwache aufgrund der 
Verordnung (EU) 2019/1896 über die Europäische Grenz- und Küstenwache und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 1052/2013 und (EU) 2016/1624, ABl. 
Nr. L 295/1 vom 14.11.2019 S. 1, (im Folgenden Frontex-VO). 

(2) … (2) …  

Haftung Haftung 

§ 3. (1) … § 3. (1) … 

(2) Der Bund hat einem Mitgliedstaat auf dessen Verlangen jenen Betrag zu 
erstatten, den der Mitgliedstaat an die Geschädigten zu leisten hatte, wenn 
österreichische Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes bei einem Einsatz in 
diesem Mitgliedstaat einen Schaden verursacht haben. Verursachen Organe von 
Sicherheitsbehörden anderer Mitgliedsstaaten in Österreich einen Schaden und 
hat der Bund Schadenersatz nach dem Amtshaftungsgesetz zu leisten, ist dieser 
Betrag von jenem Mitgliedstaat einzufordern, dessen Organe den Schaden 
verursacht haben; dies gilt nicht für vom Bund ersetzte Schäden, die das Organ 
bei seinem Einsatz bei Massenveranstaltungen, Katastrophen und schweren 
Unglücksfällen verursacht hat. 

(2) Der Bund hat einem Mitgliedstaat auf dessen Verlangen jenen Betrag zu 
erstatten, den der Mitgliedstaat an die Geschädigten zu leisten hatte, wenn 
österreichische Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes bei einem Einsatz in 
diesem Mitgliedstaat einen Schaden verursacht haben. Verursachen Organe von 
Sicherheitsbehörden anderer Mitgliedsstaaten in Österreich einen Schaden und 
hat der Bund Schadenersatz nach dem Amtshaftungsgesetz zu leisten, ist dieser 
Betrag von jenem Mitgliedstaat einzufordern, dessen Organe den Schaden 
verursacht haben; dies gilt nicht für vom Bund ersetzte Schäden, die das Organ 
bei seinem Einsatz bei Massenveranstaltungen, Katastrophen und schweren 
Unglücksfällen verursacht hat. Verursachen Teammitglieder im Sinne des Art. 2 
Z 17 der Frontex-VO in Österreich einen Schaden und hat der Bund 
Schadenersatz nach dem Amtshaftungsgesetz zu leisten, richtet sich die 
Einforderung des geleisteten Betrags nach Art. 84 Abs. 2 und 3 der Frontex-VO. 

(3) … (3) … 

Einschreiten von Organen von Sicherheitsbehörden eines Mitgliedstaates im 
Inland 

Einschreiten von Organen von Sicherheitsbehörden eines Mitgliedstaates 
und von Statutspersonal der Europäischen Agentur für die Grenz- und 

Küstenwache im Inland 

§ 28. (1) Der Bundesminister für Inneres ist bei Gefahr im Verzug 
ermächtigt, zum Schutz von Leben, Gesundheit oder Eigentum oder zur 
Bewältigung einer Massenveranstaltung, Katastrophe oder eines schweren 
Unglücksfalles um Entsendung von geeigneten Organen von Sicherheitsbehörden 
anderer Mitgliedstaaten zu ersuchen. 

§ 28. (1) Der Bundesminister für Inneres ist bei Gefahr im Verzug 
ermächtigt, zum Schutz von Leben, Gesundheit oder Eigentum oder zur 
Bewältigung einer Massenveranstaltung, Katastrophe oder eines schweren 
Unglücksfalles um Entsendung von geeigneten Organen von Sicherheitsbehörden 
anderer Mitgliedstaaten zu ersuchen. 
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(2) Darüber hinaus kann der Bundesminister für Inneres zur Intensivierung 
der polizeilichen Kooperation Organe von Sicherheitsbehörden anderer 
Mitgliedsstaaten mit Zustimmung des Entsendestaates mit der Wahrnehmung von 
Aufgaben zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
oder der Kriminalpolizei im Bundesgebiet betrauen. 

(2) Darüber hinaus kann der Bundesminister für Inneres zur Intensivierung 
der polizeilichen Kooperation Organe von Sicherheitsbehörden anderer 
Mitgliedsstaaten mit Zustimmung des Entsendestaates sowie Statutspersonal im 
Sinne des Art. 2 Z 15 der Frontex-VO mit Zustimmung der Europäischen Agentur 
für die Grenz- und Küstenwache mit der Wahrnehmung von Aufgaben zur 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit oder der 
Kriminalpolizei im Bundesgebiet betrauen. 

(3) Die mitwirkenden Organe von Sicherheitsbehörden anderer 
Mitgliedsstaaten unterliegen bei ihren Einsätzen nach Abs. 1 und 2 der Leitung 
und den Weisungen der örtlich zuständigen Sicherheitsbehörden. 

(3) Die mitwirkenden Organe von Sicherheitsbehörden anderer 
Mitgliedsstaaten unterliegen bei ihren Einsätzen nach Abs. 1 und 2 der Leitung 
und den Weisungen der örtlich zuständigen Sicherheitsbehörden. 

Befugnisse auf fremdem Hoheitsgebiet Befugnisse auf fremdem Hoheitsgebiet 

§ 29. (1) Den Organen von Sicherheitsbehörden anderer Mitgliedstaaten 
kommen in den Fällen des § 28 im Zuge ihres Einsatzes dieselben Befugnisse und 
Verantwortlichkeiten zu wie österreichischen Organen des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes. Sie werden in Bezug auf Straftaten, die sie begehen oder die 
ihnen gegenüber begangen werden, wie österreichische Beamte behandelt. 

§ 29. (1) Den Organen von Sicherheitsbehörden anderer Mitgliedstaaten 
sowie dem Statutspersonal im Sinne des Art. 2 Z 15 der Frontex-VO kommen in 
den Fällen des § 28 im Zuge ihres Einsatzes dieselben Befugnisse und 
Verantwortlichkeiten zu wie österreichischen Organen des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes. Sie werden in Bezug auf Straftaten, die sie begehen oder die 
ihnen gegenüber begangen werden, wie österreichische Beamte behandelt. 

(2) Die Organe von Sicherheitsbehörden anderer Mitgliedstaaten sind 
berechtigt, 

(2) Die Organe von Sicherheitsbehörden anderer Mitgliedstaaten sowie das 
Statutspersonal im Sinne des Art. 2 Z 15 der Frontex-VO sind berechtigt, 

 1. ihre Uniform zu tragen;  1. ihre Uniform zu tragen; 

 2. ihre Dienstwaffen, Munition sowie sonstige Ausrüstungsgegenstände 
mitzuführen, es sei denn, die Sicherheitsbehörde verfügt im Einzelfall 
anderes; 

 2. ihre Dienstwaffen, Munition sowie sonstige Ausrüstungsgegenstände 
mitzuführen, es sei denn, die Sicherheitsbehörde verfügt im Einzelfall 
anderes; 

 3. mit einem gültigen mit Lichtbild und Unterschrift versehenen 
Dienstausweis nach Österreich einzureisen und sich so lange aufzuhalten, 
wie es für die Durchführung des Einsatzes notwendig ist; 

 3. mit einem gültigen mit Lichtbild und Unterschrift versehenen 
Dienstausweis nach Österreich einzureisen und sich so lange aufzuhalten, 
wie es für die Durchführung des Einsatzes notwendig ist; 

 4. beim grenzüberschreitenden Einsatz Dienstkraftfahrzeuge zu benutzen;  4. beim grenzüberschreitenden Einsatz Dienstkraftfahrzeuge zu benutzen; 

 5. die notwendigen technischen Mittel zu verwenden, die zur 
Aufgabenerfüllung notwendig sind. 

 5. die notwendigen technischen Mittel zu verwenden, die zur 
Aufgabenerfüllung notwendig sind. 

(3) Abs. 2 gilt auch für die Teilnahme an gemeinsamen Schulungen und 
Einsatzübungen. 

(3) Abs. 2 gilt auch für die Teilnahme an gemeinsamen Schulungen und 
Einsatzübungen. 

(4) Die eingesetzten Fahrzeuge sind hinsichtlich der Befreiung von 
Verkehrsverboten und Verkehrsbeschränkungen den Fahrzeugen der 

(4) Die eingesetzten Fahrzeuge sind hinsichtlich der Befreiung von 
Verkehrsverboten und Verkehrsbeschränkungen den Fahrzeugen der 
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österreichischen Sicherheitsbehörden gleichgestellt. österreichischen Sicherheitsbehörden gleichgestellt. 

(5) Die österreichischen Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind 
ermächtigt, ihre Uniformen, Dienstwaffen, Munition, sonstige Zwangsmittel, 
Transportmittel und sonstige für den Einsatz notwendige 
Ausrüstungsgegenstände zu dem Einsatz, zu dem sie zur Unterstützung entsandt 
wurden, mitzunehmen, sofern dies nach dem Recht des ersuchenden 
Mitgliedstaates zulässig ist und bindendes Völkerrecht dem nicht entgegen steht. 

(5) Die österreichischen Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind 
ermächtigt, ihre Uniformen, Dienstwaffen, Munition, sonstige Zwangsmittel, 
Transportmittel und sonstige für den Einsatz notwendige 
Ausrüstungsgegenstände zu dem Einsatz, zu dem sie zur Unterstützung entsandt 
wurden, mitzunehmen, sofern dies nach dem Recht des ersuchenden 
Mitgliedstaates zulässig ist und bindendes Völkerrecht dem nicht entgegen steht. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 46. (1) bis (8) § 46. (1) bis (8) 

 (9) Die §§ 1 Abs. 1, 3 Abs. 2, die Überschrift zu § 28, die §§ 28 Abs. 2 und 
29 Abs. 1 und 2 sowie der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 28 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2020 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung in Kraft. 

 


